
VON MARKUS DECKER

Berlin. Als der Präsident des Bun-
desnachrichtendienstes die Sit-
zung des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums (PKGr) am Mitt-
wochabend verließ, tat er dies mit
leicht hängendem Kopf. Auf die
Frage, wie es ihm denn gehe, rea-
gierte Gerhard Schindler ebenfalls
nicht besonders euphorisch. Kurz-
um: Die jüngste Fortsetzung des so
genannten NSA-Skandals bildete
sich in der Körpersprache des 63-
Jährigen sichtbar ab.

In der geheimen Sitzung des
PKGr hatten der BND-Chef und
das Kanzleramt einräumen müs-
sen, dass der deutsche Auslands-
geheimdienst gegen befreundete
EU- Staaten und die USA womög-
lich Selektoren eingesetzt hat, die
dem Auftragsprofil des Dienstes
oder dem Gesetz widersprachen -
oder vielleicht sogar beidem. Se-
lektoren sind Suchbegriffe, mit de-
ren Hilfe Kommunikation durch-
forstet wird. Das BND-Gesetz, das
die Arbeit des Dienstes regelt, ver-
bietet Lauscheinsätze gegen Ziele
etwa in anderen EU-Staaten oder
in den USA nicht automatisch.
Deshalb fordert die SPD eine Ver-
schärfung. Das Auftragsprofil des
BND unterliegt seinerseits der Ge-
heimhaltung.

In den letzten Monaten war es
stets bloß um jene Selektoren des
US-Geheimdienstes NSA gegan-
gen, die der BND einspeiste und
auswertete. Die einschlägigen Lis-
ten werden derzeit von dem ehe-
maligen Richter am Bundesver-

waltungsgericht, Kurt Graulich,
gesichtet. Davon, dass der BND ei-
gene problematische Selektoren
einsetzte, war nicht die Rede.

Zunächst ist also die Sache zu
klären. Und die wiegt offenbar
schwer. Der stellvertretende
PKGr- Vorsitzende Clemens Bin-
ninger (CDU) sagte am Donners-
tag: „Die Vorwürfe sind sehr
ernst.“ Es herrsche „mehr als der
Verdacht, dass Selektoren verwen-
det wurden, die nicht vom Auf-
tragsprofil gedeckt waren“. Das
müsse jetzt überprüft werden. Auf
Weisung des Gremiums wird des-
halb in der kommenden Woche ei-
ne Task Force - also eine Art
Schnelle Eingreiftruppe des PKGr
- zur BND-Zentrale nach Pullach
reisen, dort die Fakten prüfen und
anschließend Bericht erstatten.
Ein erster Zwischenbericht ist für
den 11. November vorgesehen.
Nach Informationen des „Kölner
Stadt-Anzeiger“ handelt es sich
um über 2000 problematische
Suchbegriffe - von 300 000 BND-
Suchbegriffen insgesamt. Sie wa-
ren seit Ende der 90er Jahre im Be-
trieb.

Die andere Frage ist die nach
den Verantwortlichkeiten. Denn
dem Vernehmen nach ist es so ge-
wesen, dass Schindler im Oktober
2013 und unter dem Eindruck der
Enthüllungen des einstigen NSA-
Mitarbeiters Edward Snowden
zum damaligen Chef des Bundes-
kanzleramtes, Ronald Pofalla
(CDU), ging, um ihn über die
BND-eigenen Selektoren aufzu-

klären. Der ließ die Praxis umge-
hend stoppen. Just zu jener Zeit
war es auch, als Pofalla den Skan-
dal einerseits gezielt herunter-
spielte - und Kanzlerin Angela
Merkel andererseits mit Blick auf
die NSA- Aktivitäten und die
Überwachung ihres Dienst-Han-
dys kundtat: „Ausspähen unter
Freunden das geht gar nicht.“

Gewiss ist überdies, dass der
BND und das Kanzleramt die gan-
ze Angelegenheit volle zwei Jahre,
nämlich vom Oktober 2013 bis
zum Oktober 20 1 5, für sich behal-
ten haben - trotz der seit Monaten
laufenden parlamentarischen Un-
tersuchungen. Erst die zuletzt ein-
setzenden Recherchen von Medi-
en ließen es beiden Instanzen an-
geblich opportun erscheinen, die
Flucht nach vom anzutreten und
den Vorgang zumindest parla-
mentsintern offen zu legen.

Der PKGr-Vorsitzende André
Hahn (Linke) sagte, der BND habe
„die Kanzlerin ins Messer laufen
lassen“, als sie erklärte: „Ausspä-
hen unter Freunden - das geht gar
nicht.“ Stattdessen hätte er schon
vor zwei Jahren g estehen sollen:
„Wir machen das auch.“ Der Ob-
mann der grünen Bundestagsfrak-
tion im NSA-Untersuchungsaus-
schuss, Konstantin von Notz, er-
klärte: „Wenn das alles so stimmt,
dann wird man im Bundeskanzler-
amt und im BND um Konsequen-
zen nicht hemm kommen. Denn
dann sind wir belogen worden. Na-
türlich steht dann auch der BND-
Präsident zur Disposition.“
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Reaktionen auf die jüngsten Enthüllungen

Hans-Christian Ströbele, Grü-
nen-innenexperte, sagte, das
Bundeskanzleramt habe den BND
offensichtlich nicht im Griff. Zum
Satz Merkels, Ausspähen unter
Freunden gehe nicht, sagte er:
„Während sie diesen Satz gesagt
hat, müssen sich die Damen und
Herren beim BND ja auf die
Schenkel geklopft und gefragt
haben, was erzählt die denn da?"

Heiko Maas, Bundesjustizminis-
ter (SPD), forderte eine Reform
der rechtlichen Grundlagen für
die Arbeit des BND: „Rechtsstaat
und Grundrechte enden nicht an
Deutschlands Grenzen." Er ver-
langte zudem, die parlamentari-
sche Kontrolle zu verbessern. Da-
zu würden mehr Befugnisse und
eine verbesserte Ausstattung ge-
hören. (dpa, rtr)
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